ZENTRALSCHWEIZER
REGIERUNGSKONFERENZ

Treffen der eidgendssischen Parlamentarierinnen und Parlamentarier aus der Zentralschweiz mit Regie-
rungsvertretenden vom 29. Januar 2025.

Informationspapier der Zentralschweizer Kantonsregierungen, zur Kenntnis genommen im Januar 2025,
zum Thema:

Koordination Spitalplanung / Spitalplanungsregionen

1. Ausgangslage

Im Jahr 2024 wurden im nationalen Parlament von verschiedener Seite Vorstosse mit Vorschlagen zur Verbes-
serung der Spitalplanung nach Krankenversicherungsrecht eingereicht. Generell wird kritisiert, dass die Kantone
ihre Spitalplanungen zu wenig untereinander koordinierten. Die mangelnde Zusammenarbeit fiihre zu einer
Uber- oder Unterversorgung und damit zu héheren Kosten im Gesundheitswesen bzw. zu Einbussen in der Be-
handlungsqualitat. Als Losung wird mehrfach vorgeschlagen, es seien Spitalplanungsregionen zu bilden
und/oder die Planungs-Kompetenz sei an den Bund zu delegieren. An die Schaffung von tberkantonalen Pla-
nungsregionen bzw. an die Delegation der Planungskompetenz an den Bund knuipft die Politik offensichtlich die
Erwartung, dass insbesondere durch die Schliessung von Spitélern Kosten gesenkt und die Behandlungsquali-
tat verbessert wiirde.

2. Beispiele interkantonale Zusammenarbeit und Koordination

Es scheint wenig bekannt zu sein, wie weit die Kantone aktuell die Vergabe von Leistungsauftragen an die Spi-
taler und damit die Spitalplanung schon untereinander koordinieren. Einerseits haben die Kantone gemeinsam
Empfehlungen verabschiedet, wie die Vorgaben des Krankenversicherungsrechts zur Spitalplanung umgesetzt
werden (GDK: Empfehlungen der GDK zur Spitalplanung) und andererseits haben sie sich in der Akutsomatik
auf einen gemeinsamen Leistungskatalog zur Vergabe der Leistungsauftrage geeinigt (GDK: Spitalplanungs-
Leistungsgruppenkonzept fir die Akutsomatik). Dazu gehdren inshesondere auch Qualitatsindikatoren wie Min-
destfallzahlen, die von den Spitélern erfillt werden missen. Ebenso werden die interkantonalen Patienten-
strome bei der Planung beriicksichtigt und die betroffenen Kantone zur Stellungnahme eingeladen, was zu ei-
nem vermehrten Austausch unter den Kantonen sowie informellen Absprachen gefiihrt hat. Dort, wo es von der
Grosse der Versorgungsregion her Sinn macht, haben sich die Kantone auf gemeinsame Spitallisten geeinigt,
wie z. B. BS/BL und SG/AI/AR sowie UR/SZ/ZG (Psychiatriekonkordat).

Die Kantone der Zentralschweiz arbeiten auf unterschiedliche Art und Weise zusammen, um eine qualitativ
hochstehende Gesundheitsversorgung sicherzustellen. Dabei férdern sie auch die (iberkantonale Zusammenar-
beit der Spitéler und somit betrieblich sinnvolle Losungen fiir die stationédre Versorgung der Bevélkerung.

Hochspezialisierte Medizin: Gesamtschweizerische Planung

Das Krankenversicherungsgesetz verpflichtet die Kantone, im Bereich der hochspezialisierten Medizin zusam-
menzuarbeiten. Dieser Verpflichtung sind die Kantone mit der Interkantonalen Vereinbarung zur hochspeziali-
sierten Medizin (IVHSM) vom 14. Marz 2008 nachgekommen und vereinbarten eine nationale Planung, u. a. mit
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Leistungsauftrégen flr Organtransplantationen, Behandlung von schweren Verbrennungen, komplexe neurolo-
gische Behandlungen sowie fiir Padiatrie und Kinderchirurgie (HSM_Spitalliste 20241001 def d.pdf).

Psychiatriekonkordat Uri/Schwyz/Zug:

Zentrale stationére Versorgung im Kanton Zug (Klinik Zugersee) mit ambulanten Angeboten in allen Kantonen,
angepasst an die lokalen Verhéltnisse. Forderung der integrierten Versorgung iiber die Betriebsgesellschaft Tri-
aplus AG.

Psychiatrieregion Luzern-Obwalden-Nidwalden (lups-ON)

Die seit dem 1. Juni 1996 in Sarnen gefiihrte Psychiatrie Obwalden/Nidwalden wird seit 2017 durch die Luzer-
ner Psychiatrie betrieben und das Angebot wird laufend optimiert.

LUKS Gruppe:

Umfasst das Luzerner Kantonsspital mit mehreren Standorten im Kanton Luzern, die Spital Nidwalden AG so-
wie die Luzerner Hohenklinik Montana. Die Integration des Kantonsspitals Obwalden ist in Priifung. Der Fokus
der Gruppe liegt auf einer koordinierten und digital vernetzten Gesundheitsversorgung.

Kooperationen:

Kantonsspital Uri: vertraglich vereinbarte preferred partnership seit 2016. Insgesamt sind es aktuell rund zwolf
medizinische Disziplinen, in denen eng zusammengearbeitet wird (Radiologie, Urologie, Kardiologie, Gastro-
enterologie, Neurochirurgie etc.). Dadurch kdnnen Diagnostiken und Behandlungen der erweiterten Grundver-
sorgung in hoher Qualitdt am KSU erbracht werden und das Luzerner Kantonsspital sichert sich dadurch die
Patientenstrome in der spezialisierten und hochspezialisierten Medizin.

Kantonsspital Zug: Kooperationen mit dem Luzerner Kantonsspital betreffend Neurologie und mit dem Stadt-
spital Zirich Triemli betreffend Kardiologie, inklusive Rettungskette. Die Kooperationen ermdglichen es dem Zu-
ger Kantonsspital, durch den Beizug medizinischer Expertise aus den benachbarten Zentrumsspitélern an-
spruchsvolle Behandlungen in der Wirbels&ulenchirurgie und Inneren Medizin zu erbringen.

Spital Schwyz: Das Spital Schwyz ist zertifizierter Partner des Uberregionalen TraumaZentrums des LUKS.
Das Netzwerk hat sich zum Ziel gesetzt, eine optimale Versorgung flir jeden Schwerverletzten in der Zentral-
schweiz in gleicher Qualitét zu sichern.

Spital Lachen: Das Spital Lachen und die zur Hirslanden-Gruppe gehérende Klinik Im Park, Ziirich arbeiten
seit Anfang Januar 2021 in der Herzmedizin zusammen. Die standortiibergreifende Kooperation findet dabei auf
verschiedenen Ebenen statt: Erfahrene interventionelle Kardiologen der Klinik Im Park fiinren am Spital Lachen
die invasive kardiale Diagnostik (Links-/Rechtsherzkatheter) und Koronarinterventionen durch — gemeinsam mit
den Kardiologinnen und Kardiologen des Spitals Lachen und unter Einsatz des dortigen Herzkatheterlabors.

3. Potenzial von uberkantonalen Planungsregionen erkannt

Die Fortschritte in der Medizintechnik sowie die anhaltende Tendenz zur Spezialisierung in der Medizin flihren
zu einem erhdhten Investitionsbedarf in den Spitdlern. Dieser geht einher mit abnehmenden Fallzahlen auf-
grund der zunehmenden ambulanten Behandlungsmdglichkeiten. Diese Faktoren sowie die erhohten Qualitéts-
anforderungen (auch von Seiten der Fachgesellschaften) verschérfen die finanzielle Situation der Spitéler.

Die oben skizzierten Tendenzen verstarken den Bedarf an tiberkantonaler Zusammenarbeit und werden ausser-
dem dazu fiihren, dass die bereits stattgefundene Strukturbereinigung in der Spitallandschaft fortgesetzt wird.
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Die Kantone haben diese Entwicklung erkannt und begleiten diese planerisch, indem die erwahnten Empfehlun-
gen zur Spitalplanung angepasst werden. Mit der Einflihrung von EFAS werden die Kantone ausserdem den
spitalambulanten Bereich stérker in der Planung beriicksichtigen.

4. Schaffung von Spitalplanungsregionen: Kompetenzverschiebung zum Bund

Sollen — wie von der Politik gefordert — tiberkantonale Spitalplanungsregionen in der Schweiz definiert werden
(Modell Danemark), muss eine Kompetenzverschiebung zum Bund stattfinden. Regionale Spitallisten sind dort
entstanden, wo die Verhdltnisse dies nahelegen; so versorgt das Psychiatriekonkordat Uri/Schwyz/Zug rund
340'000 Personen mit integrierten psychiatrischen Leistungen. Bei grésseren Kantonen wie z. B. beim Kanton
Aargau (rund 730'000 Einwohnerinnen und Einwohner) stellen sich bei der Bildung eines Konkordats verschie-
dene Fragen:

e Wer entscheidet, zu welcher Planungsregion ein Kanton zugeteilt wird? (Kanton Aargau: Nordwest-
schweiz? Zentralschweiz?)

e Wer entscheidet gegen den Willen der Kantone, welche Spitéler nicht versorgungsrelevant sind und
deshalb geschlossen werden? (Zentralschweiz: Kantonsspital Zug? Spital Wolhusen? Hirslanden Klinik
St. Anna, Luzern? Spital Obwalden?)

o Wer entscheidet tiber die neu entstehenden Schnittstellen zwischen den Spitalplanungsregionen (z. B.
Spital Sursee, Spital Zofingen und Spital Langenthal)?

In einem solchen Szenario misste der Bund zustéandig sein fir die Versorgung der Bevélkerung mit Spitalleis-

tungen, was zu einem Rollenwechsel der Kantone filhren wirde. Die Regierungsrate wirden sich auf die Seite
der Bevolkerung stellen, die sich gegen Entscheide des Bundes zur Schliessung von Spitélern lokal zur Wehr

setzen konnten.

Bei einer Kompetenzverschiebung zum Bund stellen sich ausserdem weitere Fragen:
o Koordination mit der ambulanten und spitalambulanten Versorgung (Zulassungsheschrankungen)?
o Aufrechterhaltung des im Krankenversicherungsgesetz vorgegebenen Wettbewerbs?

e Bewaltigung des Kostenanstiegs aufgrund der Teuerung und des Fachkraftemangels?

5. Planungskompetenz bei den Kantonen belassen

Zusammenfassend l&sst sich festhalten, dass die Kantone in der Spitalplanung schon jetzt starker zusammen-
arbeiten als in der allgemeinen Politik wahrgenommen wird. Ebenso haben die Kantone das Potenzial fiir eine
weitergehende regionale Zusammenarbeit erkannt und handeln entsprechend. Bei einer Verschiebung der Pla-
nungskompetenz zum Bund miissten zuerst verschiedenste Fragen zur Gesundheitsversorgung geklart werden,
die mit der Planung zusammenhé&ngen — Konflikte zwischen Bund und Kantonen wéren vorprogrammiert.

Von der ZGDK genehmigt am 3. Dezember 2024, erganzt am 23. Januar 2025.

04_Informationspapier ZGDK_Parlamentariertreffen_03.12.2024_ergénzt.docx 3/3



	1. Ausgangslage
	2. Beispiele interkantonale Zusammenarbeit und Koordination
	3. Potenzial von überkantonalen Planungsregionen erkannt
	4. Schaffung von Spitalplanungsregionen: Kompetenzverschiebung zum Bund
	5. Planungskompetenz bei den Kantonen belassen

